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 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 50/70 B vom 12. De-
zember 1995, 52/38 J vom 9. Dezember 1997, 53/77 E und 
53/77 T vom 4. Dezember 1998, 54/54 R vom 1. Dezember 
1999, 54/54 V vom 15. Dezember 1999 und 55/33 Q vom 
20. November 2000, 

 hervorhebend, wie wichtig die rasche und volle Durchfüh-
rung des Aktionsprogramms zur Verhütung, Bekämpfung und 
Beseitigung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und 
leichten Waffen unter allen Aspekten117 ist, das auf der Konfe-
renz der Vereinten Nationen über den unerlaubten Handel mit 
Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen Aspekten verab-
schiedet wurde, 

 1. beschließt, im Juli 2003 in New York die erste der in 
dem Aktionsprogramm zur Verhütung, Bekämpfung und Besei-
tigung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten 
Waffen unter allen Aspekten vorgesehenen zweijährlichen Ta-
gungen der Staaten zur Prüfung der nationalen, regionalen und 
globalen Durchführung des Aktionsprogramms einzuberufen; 

 2. begrüßt die Einberufung der Gruppe der Regierungs-
sachverständigen, die eingesetzt wurde, um dem Generalsekre-
tär bei der Durchführung einer Studie behilflich zu sein, die 
prüfen soll, ob eine internationale Übereinkunft ausgearbeitet 
werden kann, die die Staaten befähigt, unerlaubte Kleinwaffen 
und leichte Waffen rasch und zuverlässig zu identifizieren und 
rückzuverfolgen, und ersucht ihn, der Generalversammlung die-
se Studie auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung vorzulegen; 

 3. ermutigt zu allen Initiativen, die darauf gerichtet sind, 
Ressourcen und Fachwissen zur Förderung der Durchführung 
des Aktionsprogramms zu mobilisieren und den Staaten Hilfe 
bei seiner Durchführung zu gewähren; 

 4. beschließt, auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung weite-
re Schritte zur Verstärkung der internationalen Zusammenarbeit 
bei der Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung des unerlaub-
ten Zwischenhandels mit Kleinwaffen und leichten Waffen zu 
erwägen, unter Berücksichtigung der dem Generalsekretär  
übermittelten Auffassungen der Staaten über weitere Schritte, 
die ergriffen werden könnten; 

 5. ersucht den Generalsekretär, die von den Staaten auf 
freiwilliger Basis bereitgestellten Daten und Informationen 
über ihre Durchführung des Aktionsprogramms, einschließlich 
einzelstaatlicher Berichte, zusammenzustellen und zu verbrei-
ten; 

 6. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung über die 
Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten; 
 
117 Siehe Bericht der Konferenz der Vereinten Nationen über den unerlaub-
ten Handel mit Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen Aspekten, New 
York, 9.-20. Juli 2001 (auszugsweise Übersetzung des Dokuments 
A/CONF.192/15 vom 20. Juli 2001), Ziffer 24. 

 7. beschließt, den Punkt "Der unerlaubte Handel mit 
Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen Aspekten" in die 
vorläufige Tagesordnung ihrer achtundfünfzigsten Tagung auf-
zunehmen. 

RESOLUTION 57/73 

Verabschiedet auf der 57. Plenarsitzung am 22. November 2002, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 160 Stimmen bei 3 Gegenstimmen und 5 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/510, Ziffer 90)118. 

 Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Argentinien, 
Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, 
Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, 
Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, 
China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Volksrepublik Korea, 
Deutschland, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Ga-
bun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Gu-
yana, Haiti, Honduras, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, 
Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Jugoslawien, Kambodscha, Kamerun, 
Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kiribati, Kolumbien, 
Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, 
Lesotho, Lettland, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Li-
tauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marok-
ko, Mauretanien, Mexiko, Mongolei, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Neusee-
land, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, 
Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Repu-
blik Korea, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Salomonen, Sambia, Samoa, 
San Marino, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Sene-
gal, Seychellen, Sierra Leone, Singapur, Slowakei, Slowenien, Sri Lanka, St. Lucia, 
St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Swasiland, Syrische Arabische 
Republik, Tadschikistan, Thailand, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechi-
sche Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uru-
guay, Usbekistan, Venezuela, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik 
Tansania, Vietnam, Zypern. 
 Dagegen: Frankreich, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, 
Vereinigte Staaten von Amerika. 
 Enthaltungen: Indien, Israel, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Russische 
Föderation, Spanien. 

57/73. Kernwaffenfreie südliche Hemisphäre und an-
grenzende Gebiete 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 51/45 B vom 10. De-
zember 1996, 52/38 N vom 9. Dezember 1997, 53/77 Q vom 
4. Dezember 1998, 54/54 L vom 1. Dezember 1999, 55/33 I 

 
118 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Ägypten, Angola, Argentinien, Äthiopien, Bangladesch, 
Bolivien, Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Chile, Costa Rica, 
Côte d'Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Dominikanische Republik, 
Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Ghana, Grenada, Guate-
mala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indonesien, Jamaika, Jordanien, 
Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kenia, Kolumbien, Kongo, Liberia, 
Madagaskar, Mexiko, Mongolei, Mosambik, Nauru, Neuseeland, Nicara-
gua, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Salomonen, Samoa, Sene-
gal, Singapur, Südafrika, Sudan, Thailand, Tonga, Trinidad und Tobago, 
Tschad, Tuvalu, Uruguay, Venezuela, Vereinigte Republik Tansania und 
Vietnam.  
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vom 20. November 2000 und 56/24 G vom 29. November 
2001, 

 erfreut darüber, dass die Abrüstungskommission auf ihrer 
Arbeitstagung 1999 ein Dokument mit dem Titel "Schaffung 
kernwaffenfreier Zonen auf der Grundlage von Vereinbarun-
gen, die von den Staaten der betreffenden Region aus freien 
Stücken geschlossen werden" verabschiedet hat119, 

 sowie erfreut darüber, dass Kuba den Vertrag von Tlatelol-
co120 ratifiziert hat, womit die Schaffung der ersten bewohnten 
kernwaffenfreien Zone, die alle Staaten Lateinamerikas und der 
Karibik umfasst, abgeschlossen ist, 

 ferner erfreut darüber, dass das Königreich Tonga im De-
zember 2001 den Vertrag von Rarotonga121 ratifiziert hat, wo-
mit die Liste der ursprünglichen Vertragsstaaten des Vertrags 
über die nuklearfreie Zone im Südpazifik vollständig ist,  

 erfreut darüber, dass sich die Staats- und Regierungschefs 
auf dem vom 15. bis 17. August 2002 in Suva abgehaltenen drei-
unddreißigsten Pazifikinsel-Forum für eine kernwaffenfreie 
südliche Hemisphäre ausgesprochen haben, 

 sowie erfreut über das Treffen des Generalsekretärs der Or-
ganisation für das Verbot von Kernwaffen in Lateinamerika und 
der Karibik mit Vertretern des Sekretariats des Pazifikinsel-
Forums im April 2002 in New York, bei dem Bereiche für eine 
weitere Zusammenarbeit aufgezeigt werden sollten, 

 entschlossen, sich weiter für die völlige Beseitigung der 
Kernwaffen einzusetzen, 

 sowie entschlossen, auch weiterhin zur Verhütung der 
Verbreitung von Kernwaffen unter allen Aspekten sowie zu 
dem Prozess der allgemeinen und vollständigen Abrüstung un-
ter strenger und wirksamer internationaler Kontrolle beizu-
tragen, insbesondere auf dem Gebiet der Kernwaffen und ande-
rer Massenvernichtungswaffen, mit dem Ziel, den Weltfrieden 
und die internationale Sicherheit im Einklang mit den Zielen 
und Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen zu festi-
gen, 

 unter Hinweis auf die Bestimmungen über kernwaffenfreie 
Zonen im Schlussdokument der zehnten Sondertagung der Ge-
neralversammlung122, der ersten Sondertagung über Abrüstung, 

 hervorhebend, welche Bedeutung den Verträgen von Tlate-
lolco120, Rarotonga121, Bangkok123 und Pelindaba124, mit denen 
kernwaffenfreie Zonen geschaffen wurden, sowie dem Antark-

 
119 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Vierundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 42 (A/54/42), Anhang I. 
120 Vereinte Nationen, Treaty Series, Vol. 634, Nr. 9068. 
121 Siehe The United Nations Disarmament Yearbook, Vol. 10: 1985 (Ver-
öffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.86.IX.7), Anhang VII. 
122 Resolution S-10/2. 
123 Vertrag über eine kernwaffenfreie Zone in Südostasien. 
124 A/50/426, Anlage. 

tis-Vertrag125 zukommt, wenn es darum geht, unter anderem ei-
ne völlig kernwaffenfreie Welt zu schaffen, 

 unterstreichend, wie wichtig es ist, dass die Zusammen-
arbeit zwischen den Vertragsstaaten von Verträgen über kern-
waffenfreie Zonen durch Mechanismen wie gemeinsame Ta-
gungen der Vertragsstaaten, Unterzeichnerstaaten und Beob-
achter dieser Verträge verstärkt wird, 

 unter Hinweis auf die anwendbaren Grundsätze und Nor-
men des Völkerrechts in Bezug auf die Freiheit der Hohen See 
und die Durchfahrtsrechte durch Seegebiete, so auch diejenigen 
im Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen126, 

 1. begrüßt es, dass der Antarktis-Vertrag125 und die Ver-
träge von Tlatelolco120, Rarotonga121, Bangkok123 und Pelinda-
ba124 auch weiterhin dazu beitragen, die südliche Hemisphäre 
und die angrenzenden von diesen Verträgen abgedeckten Ge-
biete von Kernwaffen zu befreien; 

 2. fordert, dass alle Staaten der Region die Verträge von 
Rarotonga und Pelindaba  ratifizieren, und fordert alle beteilig-
ten Staaten auf, auch künftig zusammenzuarbeiten, um allen in 
Betracht kommenden Staaten, die den Protokollen zu den Ver-
trägen über kernwaffenfreie Zonen noch nicht beigetreten sind, 
den Beitritt zu erleichtern; 

 3. begrüßt die Maßnahmen, die ergriffen wurden, um auf 
der Grundlage von zwischen den Staaten der betreffenden Re-
gion aus freien Stücken geschlossenen Vereinbarungen weitere 
Verträge über kernwaffenfreie Zonen zu schließen, und fordert 
alle Staaten auf, alle einschlägigen Vorschläge zu prüfen, so 
auch diejenigen, die sich in ihren Resolutionen über die Schaf-
fung kernwaffenfreier Zonen im Nahen Osten und in Südasien 
finden; 

 4. ist überzeugt von der wichtigen Rolle, die den kern-
waffenfreien Zonen bei der Stärkung des Nichtverbreitungsre-
gimes für Kernwaffen und bei der Ausweitung der kern-
waffenfreien Gebiete der Welt zukommt, und fordert, unter be-
sonderem Hinweis auf die Verantwortlichkeiten der Kernwaf-
fenstaaten, alle Staaten auf, den Prozess der nuklearen Abrü-
stung zu unterstützen und sich für die völlige Beseitigung aller 
Kernwaffen einzusetzen; 

 5. fordert die Vertrags- und Unterzeichnerstaaten der 
Verträge von Tlatelolco, Rarotonga, Bangkok und Pelindaba 
auf, zur Weiterverfolgung der in diesen Verträgen angestrebten 
gemeinsamen Ziele und zur Förderung des kernwaffenfreien 
Status der südlichen Hemisphäre und der angrenzenden Gebie-
 
125 Vereinte Nationen, Treaty Series, Vol. 402, Nr. 5778. 
126 Siehe The Law of the Sea: Official Texts of the United Nations Conven-
tion on the Law of the Sea of 10 December 1982 and of the Agreement re-
lating to the Implementation of Part XI of the United Nations Convention 
on the Law of the Sea of 10 December 1982 with Index and Excerpts from 
the Final Act of the Third United Nations Conference on the Law of the Sea 
(Veröffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.97.V.10). 
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te weitere Möglichkeiten der Zusammenarbeit untereinander 
und zwischen ihren Vertragsorganen zu erkunden und wahrzu-
nehmen; 

 6. begrüßt die energischen Anstrengungen der Vertrags- 
und Unterzeichnerstaaten dieser Verträge zur Förderung ihrer 
gemeinsamen Ziele und vertritt die Auffassung, dass eine inter-
nationale Konferenz der Vertrags- und Unterzeichnerstaaten 
der Verträge über kernwaffenfreie Zonen abgehalten werden 
könnte, um die in diesen Verträgen angestrebten gemeinsamen 
Ziele zu unterstützen; 

 7. legt den für die Verträge über kernwaffenfreie Zonen 
zuständigen Behörden nahe, den Vertrags- und Unterzeichner-
staaten dieser Verträge behilflich zu sein, um die Verwirkli-
chung dieser Ziele zu erleichtern; 

 8. beschließt, den Punkt "Kernwaffenfreie südliche He-
misphäre und angrenzende Gebiete" in die vorläufige Tages-
ordnung ihrer achtundfünfzigsten Tagung aufzunehmen.  

RESOLUTION 57/74 

Verabschiedet auf der 57. Plenarsitzung am 22. November 2002, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 143 Stimmen ohne Gegenstimme bei 23 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/510, Ziffer 90)127. 

 Dafür: Afghanistan, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Argentinien, Ar-
menien, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Bela-
rus, Belgien, Belize, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Bra-
silien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, Costa Rica, 
Côte d'Ivoire, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecua-
dor, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, 
Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Grie-
chenland, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indonesien, Irland, Island, 
Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Jugoslawien, Kambodscha, Kamerun, 
Kanada, Kap Verde, Katar, Kenia, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Lesotho, 
Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Ma-
 
127 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Afghanistan, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Anti-
gua und Barbuda, Äquatorialguinea, Argentinien, Australien, Bahamas, 
Bangladesch, Barbados, Belgien, Belize, Benin, Bolivien, Bosnien und Her-
zegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Fa-
so, Burundi, Chile, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische 
Republik Kongo, Deutschland, Dominikanische Republik, Dschibuti, 
Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eri-
trea, Fidschi, Frankreich, Gabun, Gambia, Ghana, Grenada, Griechenland, 
Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Irland, Is-
land, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Jugoslawien, Kambodscha, 
Kamerun, Kanada, Kap Verde, Katar, Kenia, Kolumbien, Komoren, Kongo, 
Kroatien, Lesotho, Liberia, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagas-
kar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Mauretanien, Mauritius, 
Mexiko, Monaco, Mosambik, Namibia, Nauru, Neuseeland, Nicaragua, 
Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, Papua-Neu-
guinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Moldau, 
Ruanda, Rumänien, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, Schweden, 
Schweiz, Senegal, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Slowakei, Slowe-
nien, Spanien, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadi-
nen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Thailand, Timor-Leste, Togo, 
Tonga, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische Republik, Tunesien, 
Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vanuatu, Venezuela, Verei-
nigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nord-
irland, Zentralafrikanische Republik und Zypern. 

lediven, Mali, Malta, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Mosam-
bik, Namibia, Nauru, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwe-
gen, Oman, Österreich, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, 
Polen, Portugal, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Salomonen, Sambia, Sa-
moa, San Marino, São Tomé und Príncipe, Schweden, Schweiz, Senegal, Seychel-
len, Sierra Leone, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, 
St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Swasiland, Thailand, Togo, 
Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmeni-
stan, Uganda, Ukraine, Uruguay, Venezuela, Vereinigte Arabische Emirate, Verei-
nigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, 
Zypern.  

 Dagegen: Keine. 

 Enthaltungen: Ägypten, Aserbaidschan, China, Indien, Iran (Islamische Repu-
blik), Israel, Kasachstan, Kirgisistan, Kuba, Kuwait, Libanon, Libysch-Arabische 
Dschamahirija, Marokko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Myanmar, Paki-
stan, Republik Korea, Russische Föderation, Syrische Arabische Republik, Ta-
dschikistan, Usbekistan, Vereinigte Staaten von Amerika, Vietnam. 

57/74. Durchführung des Übereinkommens über das 
Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der Herstel-
lung und der Weitergabe von Antipersonenminen 
und über deren Vernichtung 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 54/54 B vom 1. De-
zember 1999, 55/33 V vom 20. November 2000 und 56/24 M 
vom 29. November 2001, 

 in Bekräftigung ihrer Entschlossenheit, das Leiden und 
Sterben zu beenden, das durch Antipersonenminen verursacht 
wird, die jede Woche Hunderte von Menschen, überwiegend 
unschuldige, wehrlose Zivilpersonen und insbesondere Kinder, 
töten oder verstümmeln, die wirtschaftliche Entwicklung und 
den Wiederaufbau behindern, die Rückführung von Flücht-
lingen und die Rückkehr von Binnenvertriebenen erschweren 
und noch Jahre nach ihrer Verlegung weitere schwerwiegende 
Folgen nach sich ziehen, 

 davon überzeugt, dass alles getan werden muss, um wirk-
sam und koordiniert zur Bewältigung der Herausforderung bei-
zutragen, welche die Räumung der auf der ganzen Welt ver-
legten Antipersonenminen darstellt, und ihre Vernichtung si-
cherzustellen, 

 in dem Wunsche, im Hinblick auf die Unterstützung der Be-
treuung und Rehabilitation von Minenopfern, einschließlich der 
sozialen und wirtschaftlichen Wiedereingliederung, ihr Mög-
lichstes zu tun, 

 erfreut über das am 1. März 1999 erfolgte Inkrafttreten des 
Übereinkommens über das Verbot des Einsatzes, der Lagerung, 
der Herstellung und der Weitergabe von Antipersonenminen 
und über deren Vernichtung128 und mit Befriedigung Kenntnis 
nehmend von den Bemühungen um die Durchführung des  
Übereinkommens sowie von den beträchtlichen Fortschritten, 
 
128 Siehe CD/1478. 




